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1. Fristen und Termine

Steuerzahlungstermine im Juli:


   Fälligkeit
Ende der Schonfrist bei Zahlung durch


 
Überweisung (Wert-
Scheck/bar 


stellung beim Finanzamt)

Lohn- /Kirchensteuer
10.07.
13.07.
keine Schonfrist

Umsatzsteuer
10.07.
13.07.
keine Schonfrist

Steuerzahlungstermine im August:


   Fälligkeit
Ende der Schonfrist bei Zahlung durch


 
Überweisung (Wert-
Scheck/bar 


stellung beim Finanzamt)

Lohn- /Kirchensteuer
10.08.
13.08.
keine Schonfrist

Umsatzsteuer
10.08.
13.08.
keine Schonfrist

Gewerbesteuer
15.08.
20.08.
keine Schonfrist

Grundsteuer
15.08.
20.08.
keine Schonfrist

* In Bundesländern, in denen Mariä Himmelfahrt ein Feiertag ist, gilt statt dem 15.8. der 16.8.

Hinweis:

Zahlungen per Scheck gelten ab dem 1.1.2007 erst am 3. Tag nach dessen Eingang beim Finanzamt als geleistet. Bitte achten Sie daher auf eine rechtzeitige Übergabe oder Einsendung, um Säumniszuschläge zu vermeiden.  

Zahlungstermine für Sozialversicherungsbeiträge: 


   Fälligkeit


für den Monat Juli 
27.07.

für den Monat August
29.08.

Hinweis: 

Seit 2006 sind die Beiträge zur Sozialversicherung am Ende des Monats zu zahlen, in dem die Arbeit geleistet wird. Der zu zahlende Betrag für den laufenden Monat kann in Höhe des Betrages des Vormonats geschätzt werden.

2. Nachbesserungen bei der Unternehmenssteuerreform

Die Koalition hat sich auf weitere Änderungen zur Unternehmenssteuerreform 2008 geeinigt. Dabei hat es in vielen Einzelbereichen noch Änderungen gegeben, die sich aber für den einzelnen Steuerpflichtigen erheblich auswirken können. 

· Die Betriebsgrößengrenze für die Inanspruchnahme des so genannten Investitionsabzugsbetrages, der die bisherige Ansparrücklage ersetzt, soll nun 235.000 € statt 210.000 € betragen. Bei Betrieben der Land- und Forstwirtschaft wird nicht mehr auf den Einheitswert, sondern auf den Wirtschaftswert oder den Ersatzwirtschaftwert abgestellt. Hier beträgt das Größenmerkmal 125.000 €. Da der Wirtschaftswert nur die Eigentumsflächen berücksichtigt und im Gegensatz zum Einheitswert der Wohnungswert außen vorbleibt, werden wesentlich mehr landwirtschaftliche Betriebe in den alten Bundesländern von der Änderung profitieren. 

· Der Ansparzeitraum (Investitionsfrist) beim Investitionsabzug wird von bisher 2 auf 3 Jahre verlängert. Das Wirtschaftsgut muss nur noch seiner Funktion nach benannt werden. Eine hinreichende Bezeichnung ist nicht mehr erforderlich. Danach soll z.B. die Angabe „Büromaschine“ ausreichen. 

· Bei den geringwertigen Wirtschaftsgütern war vorgesehen, die Wertgrenze von bisher 410 € auf 100 € abzusenken. Nun soll jedoch ein Betrag von 150 € gelten. Die Wertobergrenze für die Wirtschaftsgüter, die in den neuartigen Abschreibungspool fallen, bleibt bei 1.000 €. Dieser Pool ist über 5 Jahre gewinnmindernd aufzulösen. Nach der Gesetzesbegründung soll bei Land- und Forstwirten die bisherige Viehbewertung aber weiterhin anwendbar sein. 

· Auch die so genannte Zinsschranke hat Änderungen erfahren. Hiernach können nur Zinsen auf Kredite bis zu einer Höhe von 30 % des Betriebsergebnisses als Betriebsausgaben abgezogen werden. Als Bemessungsgrundlage soll nun nicht mehr das Betriebsergebnis vor Zinsen und Steuern (Ebit), sondern das Ergebnis vor Steuern, Zinsen und Abschreibungen (Ebitda) zugrunde gelegt werden. Der darüber hinausgehende Betrag kann vorgetragen werden. 

· Bei den gewerbesteuerlichen Hinzurechnungen von Finanzierungsaufwendungen werden geschäftsübliche Skonti, Boni und Rabatte nun doch nicht zum gewerbesteuerlichen Gewinn hinzugerechnet. 

Allerdings gibt es auch Veränderungen zum Nachteil der Steuerpflichtigen („Gegenfinanzierung“):

· Im Rahmen der künftigen Abgeltungsteuer in Höhe von 25 % wird der Abzug von Verlusten aus Aktienverkäufen auf Gewinne aus ebensolchen Geschäften beschränkt. Die bisher vorgesehene  Verrechnung mit sämtlichen Kapitaleinkünften wird nicht zugelassen.

· Die Beteiligungsgrenze für die gewerbesteuerliche Hinzurechnung von Dividendenerträgen aus Streubesitz im Betriebsvermögen von Kapitalgesellschaften wird von jetzt 10 % auf künftig 15 % erhöht. Dies führt zu einer Verbreiterung der Bemessungsgrundlage für die Gewerbesteuer. 

Hinweis:

Der Bundestag hat dem Gesetz am 25. Mai 2007 zugestimmt. Der Bundesrat könnte dann Anfang Juli 2007 folgen.

Quelle: Deutscher Bundestag, Pressemitteilung vom 21. Mai 2007, LEXinform Nr. 0173384, CDU/CSU Bundestagsfraktion, Pressemitteilung vom 14. Mai 2007, LEXinform Nr. 0173368

3. Wann kommt die Erbschaftsteuerreform?

Durch das Urteil des Bundesverfassungsgerichtes zur Erbschaft- und Schenkungsteuer ist der Gesetzgeber gehalten, eine Änderung der Bewertung des Vermögens für erbschaft- und schenkungsteuerliche Zwecke vorzunehmen. Geplant hatte der Gesetzgeber, den Übergang von Unternehmen durch eine Steuerstundung kombiniert mit einem jährlichen Erlass der Steuer bei Fortführung des Unternehmens („Gesetz zur Erleichterung der Unternehmensnachfolge“) zu erleichtern. 

Regierung und Opposition sind sich nun darin einig, dass das o.g. Gesetz mit der Neubewertung der einzelnen Vermögensgegenstände verbunden werden soll. Dabei hat man sich ebenfalls darauf geeinigt, dass die Erbschaftsteuer nicht abgeschafft werden, sondern in ihrer bisherigen Aufkommenshöhe weiter bestehen bleiben soll.

Das bedeutet, werden bestimmte Vermögensarten, z.B. unternehmerisch gebundenes Vermögen, stärker entlastet, müsste privates Vermögen, z.B. vermietete Immobilien, stärker belastet werden. Dies könnte über die vom Bundesverfassungsgericht geforderte höhere Bewertung mit dem gemeinen Wert erfolgen.

Allerdings ist zur Zeit noch offen, wie die unterschiedlichen Vermögensarten, also gewerbliches und freiberufliches Betriebsvermögen, land- und forstwirtschaftliches Vermögen, Anteile an Kapitalgesellschaften, unbebaute und bebaute Immobilien tatsächlich praktisch bewertet werden sollen. Auch ist unklar, ob das Gesetz zur Erleichterung der Unternehmensnachfolge, dass grundsätzlich den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichtes genügen könnte, so umgesetzt wird, wie es zur Zeit im Entwurf vorliegt. Hier besteht weiterhin die Gefahr, dass vermietete und verpachtete Flächen oder Betriebe, obwohl unternehmerisch gebunden, möglicherweise nicht in die Steuerstundung bzw. den Erlass einbezogen werden.

Hinweis:

Werden Vermögensübertragungen nach jetziger Rechtslage vorgenommen, besteht Rechtssicherheit. Das bisherige Recht wird voraussichtlich bis Ende 2007 gelten. Vorrang vor steuerrechtlichen Fragen müssen jedoch immer die zivilrechtlichen Vorstellungen der jeweils Beteiligten haben. Aktive Unternehmen profitieren möglicherweise sogar von den Neuregelungen. 

Private Immobilenbesitzer, die über das eigen genutzte Wohnhaus hinaus über weiteres Immobilienvermögen verfügen, müssen voraussichtlich ab dem nächsten Jahr mit einer höheren Erbschaft- und Schenkungsteuer rechnen. Unter Umständen können bei jetzt vorgenommenen Vermögensübertragungen Nießbrauchslösungen sinnvoll sein.

Lassen Sie sich jetzt von uns beraten.

4. GmbH-Reform vom Bundeskabinett verabschiedet

Erneut nimmt der Gesetzgeber Anlauf, das GmbH-Recht zu reformieren und insbesondere GmbH-Gründern und Investoren die Möglichkeit zu geben, den nötigen rechtlichen Rahmen schneller, unkomplizierter und finanziell günstiger zu schaffen. Sicherlich hat der Zulauf zur Rechtsform der englischen „Limited“ dazu beigetragen, dass der Gesetzgeber nun die Gründung von GmbHs erleichtert. 

Über den bereits schon einmal in der Öffentlichkeit vorgestellten Entwurf des „Gesetzes zur Modernisierung des GmbH-Rechts und zur Bekämpfung von Missbräuchen“ (MoMiG) hinaus enthält der neue Gesetzesentwurf weitere Vereinfachungen. Im Einzelnen sind bei der Gründung von GmbHs nun folgende Maßnahmen vorgesehen:

Erleichterung der Kapitalaufbringung und Übertragung von Geschäftanteilen

· Das Mindeststammkapital der GmbH soll von bisher 25.000 € auf 10.000 € herabgesetzt werden. Um den Bedürfnissen von Existenzgründern, die am Anfang nur sehr wenig Stammkapital zur Verfügung haben und auch benötigen (z.B. im Dienstleistungsgewerbe) entgegen zu kommen, sieht der Entwurf eine Einstiegsvariante einer GmbH vor: die haftungsbeschränkte Unternehmergesellschaft. Dies stellt keine neue Rechtsform dar, sondern eine GmbH ohne bestimmtes Mindeststammkapital. Diese GmbH darf aber ihre Gewinne nicht voll ausschütten. Sie soll auf diese Weise das Mindeststammkapital der normalen GmbH nach und nach ansparen.

· Bislang muss die Stammeinlage mindestens 100 € betragen und darf in Einheiten aufgeteilt werden, die durch 50 teilbar sind. Nun soll jeder Geschäftsanteil nur noch auf einen Betrag von mindestens 1 € lauten. 

· Geschäftsanteile können künftig leichter aufgeteilt, zusammengelegt und einzeln oder zu mehreren an einen Dritten übertragen werden. 

· Bestehende Rechtsunsicherheiten im Bereich der Kapitalaufbringung sollen durch eine klare Regelung der so genannten „verdeckten Sacheinlage“ im Gesetz geregelt werden. Eine verdeckte Sacheinlage liegt vor, wenn zwar formell eine Bareinlage vereinbart und geleistet wird, die Gesellschaft aber bei wirtschaftlicher Betrachtung einen Sachwert erhalten soll. Die Gefahr bei solchen verdeckten Sacheinlagen liegt darin, dass der Gesellschafter möglicherweise seine Einlage zweimal leisten muss. Daher sieht der Gesetzesentwurf nun vor, dass der Gesellschafter künftig auch mit einer „verdeckten Einlage“ seine Verpflichtung gegenüber der Gesellschaft erfüllen kann. Der Gesellschafter muss dann aber beweisen, dass der Wert der verdeckten Sacheinlage den Betrag der geschuldeten Bareinlage erreicht hat. Kann er das nicht, muss er die Differenz in bar erbringen.

Einführung eines Mustergesellschaftsvertrages

Für unkomplizierte Standardgründung (u.a. Bargründungen, höchstens 3 Gesellschafter) wird ein Mustergesellschaftsvertrag als Anlage zum GmbHG zur Verfügung gestellt. Wird dieses Muster verwendet, ist keine notarielle Beurkundung des Gesellschaftsvertrages, sondern nur eine öffentliche Beglaubigung der Unterschriften erforderlich, um die Gesellschafter identifizieren zu können. Der Mustervertrag wird durch ein Muster für die Handelsregisteranmeldung flankiert (sog. „Gründungs-Set“).

Hinweis:

So können zwar in diesen Fällen sämtliche Schritte bis zur Eintragung in das Handelsregister ohne zwingende rechtliche Beratung bewältigt werden. Ob dies jedoch sinnvoll ist, erscheint sehr zweifelhaft. Wir können nur empfehlen, rechtlichen und steuerlichen Rat einzuholen, gerade wenn weitere Gesellschafter beteiligt sind, und um Risiken zu vermeiden. 

Beschleunigung der Registereintragung

Die Eintragung einer Gesellschaft in das Handelsregister wurde bereits durch das Anfang 2007 in Kraft getretene Gesetz über elektronische Handelsregister und Genossenschaftsregister sowie das Unternehmensregister (EHUG) beschleunigt. Danach werden die zur Gründung der GmbH erforderlichen Unterlagen grundsätzlich elektronisch beim Registergericht eingereicht, das dann unverzüglich über die Anmeldung entscheiden und die übermittelten Daten unmittelbar in das elektronisch geführte Register übernehmen kann. Das „MoMiG“ verkürzt die Eintragungszeiten beim Handelsregister weiter:

· Bei Gesellschaften, deren Unternehmensgegenstand genehmigungspflichtig ist, wird das Eintragungsverfahren vollständig von der verwaltungsrechtlichen Genehmigung abgekoppelt. Das betrifft z.B. Handwerks- und Restaurantbetriebe oder Bauträger, die eine gewerberechtliche Erlaubnis brauchen. Bislang kann eine solche Gesellschaft nur dann in das Handelsregister eingetragen werden, wenn bereits bei der Anmeldung zur Eintragung die staatliche Genehmigungsurkunde vorliegt. Das langsamste Verfahren bestimmt also das Tempo. Das ist für Unternehmensgründungen natürlich sehr erschwerend. Zukünftig sollen daher GmbHs wie Einzelkaufleute und Personenhandelsgesellschaften keine Genehmigungsurkunden mehr beim Registergericht einreichen müssen.

· Vereinfacht werden soll auch die Gründung von Ein-Personen-GmbHs. Hier soll zukünftig auf die Stellung besonderer Sicherheitsleistungen verzichtet werden.

· Es soll ausdrücklich klargestellt werden, dass das Gericht bei der Gründungsprüfung nur dann die Vorlage von Einzahlungsbelegen oder sonstigen Nachweisen verlangen kann, wenn es erhebliche Zweifel hat, ob das Kapital ordnungsgemäß aufgebracht wurde. Bei Sacheinlagen wird die Werthaltigkeitskontrolle durch das Registergericht auf die Frage beschränkt, ob eine „nicht unwesentliche“ Überbewertung vorliegt. Dies entspricht der Rechtslage bei der Aktiengesellschaft. Nur bei entsprechenden Hinweisen kann damit künftig im Rahmen der Gründungsprüfung eine externe Begutachtung veranlasst werden.

Zur Erhöhung der Attraktivität bereits bestehender GmbHs sind ebenfalls eine Reihe von Maßnahmen geplant:

Verlegung des Verwaltungssitzes ins Ausland

Als ein Wettbewerbsnachteil wird angesehen, dass EU-Auslandsgesellschaften nach der Rechtsprechung des EuGH ihren Verwaltungssitz in einem anderen Staat – also auch in Deutschland – wählen können. Diese Auslandsgesellschaften sind in Deutschland als solche anzuerkennen. Umgekehrt haben deutsche Gesellschaften diese Möglichkeit bislang nicht. Daher soll es durch die Reform nun ermöglicht werden, einen Verwaltungssitz zu wählen, der nicht notwendig mit dem Satzungssitz übereinstimmt. Dieser Verwaltungssitz kann dabei auch im Ausland liegen.

Hinweis:

Damit soll auch die Möglichkeit eröffnet werden, z.B. für deutsche Gesellschaften, Auslandstöchter in der Rechtsform einer GmbH zu führen. 

Mehr Transparenz bei Gesellschaftsanteilen

Nach dem Vorbild des Aktienregisters soll künftig nur derjenige als Gesellschafter gelten, der in die Gesellschafterliste eingetragen ist. So können Geschäftspartner der GmbH lückenlos und einfach nachvollziehen, wer hinter der Gesellschaft steht. Veräußerer und Erwerber von Gesellschaftsanteilen erhalten den Anreiz, die Gesellschafterliste aktuell zu halten. Der eintretende Gesellschafter erhält einen Anspruch darauf, in die Liste eingetragen zu werden.

Gutgläubiger Erwerb von Gesellschaftsanteilen

Die Gesellschafterliste dient außerdem als Anknüpfungspunkt für einen gutgläubigen Erwerb von Gesellschaftsanteilen. Wer einen Gesellschaftsanteil erwirbt, soll künftig darauf vertrauen dürfen, dass die in der Gesellschafterliste verzeichnete Person auch wirklich Gesellschafter ist. Ist eine unrichtige Eintragung in der Gesellschafterliste für mindestens drei Jahre unbeanstandet geblieben, so gilt der Inhalt der Liste dem Erwerber gegenüber als richtig. Entsprechendes gilt für den Fall, dass die Eintragung zwar weniger als drei Jahre lang unrichtig, die Unrichtigkeit dem wahren Berechtigten aber zuzurechnen ist. 

Hinweis:

Bislang geht der Erwerber eines Gesellschaftsanteils das Risiko ein, dass der Anteil einem anderen als dem Veräußerer gehört. 

Sicherung des Cash-Pooling

Cash-Pooling ist ein Instrument zum Liquiditätsausgleich zwischen den Unternehmensteilen im Konzern. Dazu werden Mittel von den Tochtergesellschaften an die Muttergesellschaft zu einem gemeinsamen Cash-Management geleitet. Im Gegenzug erhalten die Tochtergesellschaften Rückzahlungsansprüche gegen die Muttergesellschaft. Obwohl das Cash-Pooling als Methode der Konzernfinanzierung als ökonomisch sinnvoll erachtet wird, ist auf Grund der neueren Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes in der Praxis Rechtsunsicherheit über dessen Zulässigkeit entstanden. Nach dem Gesetzesentwurf soll eine Leistung der Gesellschaft an einen Gesellschafter dann nicht als verbotene Auszahlung von Gesellschaftsvermögen gewertet werden, wenn ein reiner Aktivtausch vorliegt, also der Gegenleistungs- oder Rückerstattungsanspruch der Gesellschaft gegen den Gesellschafter die Auszahlung deckt und zudem vollwertig ist. Eine entsprechende Regelung soll auch im Bereich der Kapitalaufbringung gelten. 
Deregulierung des Eigenkapitalersatzrechts

Beim Eigenkapitalersatzrecht geht es um die Frage, ob Kredite, die Gesellschafter ihrer GmbH geben, als Darlehen oder als Eigenkapital behandelt werden. Das Eigenkapital steht in der Insolvenz hinter allen anderen Gläubigern zurück. Die Rechtsprechungs- und Gesetzesregeln über die kapitalersetzenden Gesellschafterdarlehen im Insolvenzrecht sollen neu geordnet und zum Teil aufgehoben werden. Eine Unterscheidung zwischen „kapitalersetzenden“ und „normalen“ Gesellschafterdarlehen soll es dann nicht mehr geben. 

Bekämpfung von Missbräuchen

· Die Rechtsverfolgung gegenüber Gesellschaften soll beschleunigt werden. Das setzt voraus, dass die Gläubiger wissen, an wen sie sich wegen ihrer Ansprüche wenden können. Deshalb muss zukünftig in das Handelsregister eine inländische Geschäftsanschrift eingetragen werden. Dies gilt auch für Aktiengesellschaften, Einzelkaufleute, Personenhandelsgesellschaften sowie Zweigniederlassungen (auch von Auslandsgesellschaften). Wenn unter dieser eingetragenen Anschrift eine Zustellung (auch durch Niederlegung) faktisch unmöglich ist, wird die Möglichkeit verbessert, gegenüber juristischen Personen (also insbesondere der GmbH) eine öffentliche Zustellung im Inland zu bewirken. 

· Die Gesellschafter werden im Falle der Führungslosigkeit der Gesellschaft verpflichtet, bei Zahlungsunfähigkeit und Überschuldung einen Insolvenzantrag zustellen. Hat die Gesellschaft keinen Geschäftsführer mehr, muss jeder Gesellschafter an dessen Stelle den Insolvenzantrag stellen, es sei denn, er hat vom Insolvenzgrund oder von der Führungslosigkeit keine Kenntnis. Die Insolvenzantragspflicht soll durch „Abtauchen“ der Geschäftsführer nicht umgangen werden können.

· Geschäftsführer, die Beihilfe zur Ausplünderung der Gesellschaft durch die Gesellschafter leisten und dadurch die Zahlungsunfähigkeit der Gesellschaft herbeiführen, sollen über die Erweiterung des sog. Zahlungsverbotes stärker in die Pflicht genommen werden. 

Die bisherigen Ausschlussgründe für Geschäftsführer werden um Verurteilungen wegen Insolvenzverschleppung, falscher Angaben und unrichtiger Darstellung sowie Verurteilungen auf Grund allgemeiner Straftatbestände mit Unternehmensbezug erweitert. Zum Geschäftsführer kann also nicht mehr bestellt werden, wer gegen zentrale Bestimmungen des Wirtschaftsstrafrechts verstoßen hat. Das gilt auch bei Verurteilungen wegen vergleichbarer Straftaten im Ausland.

Hinweis:

Die Reformansätze des Gesetzgebers sind teilweise zu begrüßen. Die rechtlichen, finanziellen und steuerlichen Risiken für Unternehmensgründungen steigen u.E. aber eher. Auch die Banken werden ohne weitere Sicherheiten keine Finanzierungen übernehmen. Das zeigt die bisherige Praxis der Kreditvergabe an GmbHs. Lassen Sie von uns in jedem Fall prüfen, ob steuerrechtlich die Rechtsform der GmbH günstiger ist als die der Personengesellschaft oder des Einzelunternehmens, gerade vor dem Hintergrund der Unternehmenssteuerreform.

Quelle: Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des GmbH-Rechtes und zur Bekämpfung von Missbräuchen, Pressemiteilung des BMJ, www.bmj.bund.de 

5. Bürgschaftsaufwendungen eines GmbH-Gesellschafters und GmbH-Arbeitnehmers

Das Finanzgericht des Saarlandes hat sich in einem Streitfall mit zwei Fragestellungen beschäftigen müssen. Zum einen ging es dabei um die Frage, ob Zahlungen auf eine Bürgschaft für die GmbH als Werbungskosten bei den Einkünften aus nichtselbständiger Tätigkeit abzugsfähig sind, zum anderen darum, ob Aufwendungen eines Arbeitnehmers für den Erwerb einer Beteiligung an der GmbH, als seine Arbeitgeberin, den Werbungskosten aus nichtselbständiger Arbeit oder denen aus Kapitalvermögen zuzurechnen sind.

Maßgebend dafür sind nach Auffassung des Gerichtes die Gesamtumstände des jeweiligen Einzelfalls im Zeitpunkt der Übernahme der Bürgschaft. Die Höhe der Beteiligung sei neben anderen nur ein wesentliches Kriterium mit Indizwirkung. Im Streitfall war der Steuerpflichtige der Auffassung, dass die Bürgschaftsübernahme der Sicherung seines Arbeitsplatzes gedient habe, nicht der Erzielung von Kapitaleinkünften. 

Ist der Arbeitnehmer der Gesellschaft in einem nicht unbedeutenden Umfang selbst an der Gesellschaft beteiligt, kann die Übernahme einer Bürgschaft oder die Gewährung eines Darlehens auch durch das Gesellschaftsverhältnis veranlasst sein. Dabei ist noch umstritten, bis zu welchem Prozentsatz von einer unbedeutenden Beteiligung an der Gesellschaft ausgegangen werden kann. In diesem Zusammenhang wird in anderen steuerlichen Bereichen die 10 %-Grenze diskutiert. 

Im Streitfall lehnte das Finanzgericht aber aufgrund der Umstände des Einzelfalls die Annahme von Werbungskosten ab. Die nach dem Konkurs der GmbH geleisteten Aufwendungen des bei Übernahme der Bürgschaft mit 12,5 % an der GmbH beteiligten Gesellschafters und Arbeitnehmers seien nicht als Werbungskosten im Rahmen der nichtselbständigen Einkünfte abziehbar, sondern der Gesellschafterstellung zuzuordnen, 

· weil ein Arbeitnehmer grundsätzlich nicht bereit sei, Bürgschaften oder Darlehen zugunsten seines ihm fremden Arbeitgebers zu übernehmen,

· wenn aufgrund der Beteiligung von vier einander fremden Gesellschaftern kein Gesellschafter über die Mehrheit der Anteile verfüge und eine Beteiligung von 12,5 % damit einen nicht unerheblichen Einfluss auf die Entscheidungen der GmbH ermögliche, 

· wenn die vom Steuerpflichtigen für die GmbH getätigten Aufwendungen in Relation zum gehaltenen Stammkapital des Steuerpflichtigen bzw. zum Verkehrswert der Beteiligung nicht so hoch seien, dass als Grund für die Bürgschaftsübernahme nur die Arbeitnehmerstellung in Betracht käme und 

· das Bruttogehalt des Steuerpflichtigen nicht sonderlich hoch sei.

Hinweis:

Kommt eine Berücksichtigung der Bürgschaftszahlungen bei den Einkünften aus nichtselbständiger Tätigkeit nicht in Betracht, so können diese Aufwendungen bei dem Arbeitnehmer und Anteilseigner möglicherweise zu den nachträglichen Anschaffungskosten seiner Beteiligung gerechnet werden. Lassen Sie dies im Zweifel (rechtzeitig) von uns prüfen.

Quelle: FG des Saarlandes, Gerichtsbescheid vom 4. Dezember 2006, 1 K 351/03, rkr., LEXinform Nr. 5004099

6. Darlehensverträge mit Angehörigen

In einem Fall vor dem Niedersächsischen Finanzgericht ging es um die Frage der Anerkennung eines Darlehenvertrages zwischen Angehörigen. Ein Hotelier hatte mit seiner Ehefrau und den drei Kindern Darlehensverträge abgeschlossen. Die Schuldzinsen machte er als Betriebsausgaben geltend. Das Finanzamt erkannte die Darlehensverträge allerdings nicht an.

Auch nach Auffassung des Finanzgerichtes Niedersachsen sprachen unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles zu viele Gesichtspunkte gegen fremdüblich vereinbarte Darlehensverträge, wie z.B. 

· die Darlehen waren ursprünglich nur mündlich vereinbart worden, erst 14 Jahre später kam es zu einer schriftlichen Vereinbarung;

· in den ersten Jahren wurden keine Zinsen gezahlt. Es erfolgte erst eine Nachzahlung im fünften Jahr;

· in den ersten Jahren erfolgten keine regelmäßigen Tilgungen; es erfolgten lediglich Sondertilgungen oder Tilgungen durch die Übernahme konkreter privater Aufwendungen;

· in den Darlehensverträgen gab es keine Vereinbarungen über die Laufzeit der Darlehen;

· die fehlende Besicherung.

Das Finanzgericht stellt zwar fest, dass nicht jede geringfügige Abweichung vom Üblichen die steuerliche Anerkennung von Verträgen zwischen nahen Angehörigen ausschließt. Bei nahen Angehörigen sei die Fremdüblichkeit aber grundsätzlich anhand der Vereinbarungen über die Laufzeit und Rückzahlbarkeit des Darlehens, der regelmäßigen Entrichtung der Zinsen sowie der gestellten Sicherheiten zu überprüfen.

Da es im Streitfall aber anfangs und über mehrere Jahre an derartig eindeutigen Vereinbarungen fehlte, wurden die Betriebsausgaben nach Auffassung des Finanzgerichtes zu Recht nicht anerkannt.

Hinweis:

Allerdings gibt sich der Steuerpflichtige mit diesem Urteil nicht zufrieden. Er hat Revision beim Bundesfinanzhof eingelegt, da er der Auffassung ist, dass es bei wirtschaftlich voneinander unabhängigen Angehörigen auf die Besicherung und die Modalitäten der Darlehenstilgung nicht ankommt. Die Zinsen seien den Darlehenssummen zugeschlagen worden. 

Um solchen Unwägbarkeiten aus dem Wege zu gehen, sollten Verträge zwischen Angehörigen immer wie zwischen fremden Dritten abgeschlossen werden.

Quelle; FG Niedersachsen, Urteil vom 28. Juni 2005, 13 K 327/04, Revision eingelegt (Az. des BFH: III R 99/06), EFG 2007 S. 501

7. Sponsoring oder Schenkung?

Ein Steuerpflichtiger engagierte sich seit vielen Jahren in erheblichem Umfang für seinen Sportverein, zu dem mehrere in verschiedenen Ligen spielende Mannschaften gehörten. Den Umfang seines finanziellen Engagements stimmte er mit dem Vereinsvorsitzenden ab. Häufig ging es dabei um die Finanzierung der Ablösesummen für Spielereinkäufe oder der Gehälter und Prämien für den Trainer und die Spieler. Hierfür wurden erhebliche Summen in bar oder per Scheck übergeben. Im Anschluss an eine Steuerfahndungsprüfung erließ das Finanzamt einen Schenkungsteuerbescheid wegen der freigebigen Zuwendung dieser Mittel. 

Dies sei rechtens, so der BFH. Es liege keine Gegenleistung vor. Der Steuerpflichtige habe sich mit seinen Zuwendungen keine gleichwertige Gewinnchance aus dem Anspruch auf Auskehrungen zukünftiger Erlöse aus möglichen Transfers der mit seinem Geld erworbenen Spieler erkauft. Die möglicherweise bestehenden Vereinbarungen, die bei Hingabe der für den Erwerb von Spielern benötigten Beträge über die Rückzahlung etwaiger Erlöse aus den späteren Verkäufen dieser Spieler getroffen worden seien, stellten aufschiebend bedingte Rückzahlungsverpflichtungen dar. Wenn diese Bedingung, also der Verkauf eines Spielers, dessen früherer Transfer durch den Steuerpflichtigen bezahlt wurde, eintrete, sei die Schenkungsteuerfestsetzung ggf. zu berichtigen. Allerdings spreche der gesamte tatsächlich Ablauf gegen ein solches Gegenseitigkeitsgeschäft. Auch Werbeleistungen über den bereits angesetzten Betrag hinaus oder die Aufstellung einer attraktiven Mannschaft konnte der BFH nicht als Gegenleistung ausmachen. Da es somit an einer Gegenleistung fehlte, ging der BFH ebenfalls von einer Schenkung aus. 

Hinweis:

Freigebige Zuwendungen an einen (Sport-)Verein können allerdings von der Schenkungsteuer befreit sein, soweit der Verein die Voraussetzungen für die Anerkennung als gemeinnützige Körperschaft erfüllt und die Mittel hierfür verwendet, z.B. für die Jugend- und Amateurabteilung. 

Quelle: BFH-Urteil vom 15. März 2007, II R 5/04, BFH/NV 2007 S. 1246

8. Umsätze aus Geldspielautomaten: Verfassungsbeschwerde anhängig

Wie der BFH durch Urteil entschieden hatte, können Geldspielautomatenbetreiber nicht auf eine Änderung bereits bestandskräftig gewordener Umsatzsteuerbescheide hoffen. Hintergrund war die europarechtswidrige Ungleichbehandlung von Umsätzen aus öffentlichen Spielbanken und denen privater Glücksspielbetreiber. Letztere mussten ihre Umsätze als steuerpflichtig behandeln, während öffentliche Spielbanken von der Umsatzsteuer befreit waren. Wie schließlich der Europäische Gerichtshof entschied, verstieß diese Regelung gegen die europäische Mehrwertsteuerrichtlinie. 

Viele Unternehmer begehrten daraufhin eine Änderung ihrer Umsatzsteuerbescheide zu ihren Gunsten. Es gab sogar Hoffnung, auch bereits bestandskräftige Umsatzsteuerbescheide zu ändern. Grund dafür war die sog. Emmott’sche Fristenhemmung, die besagt, dass Steuerbescheide solange nicht bestandskräftig werden, wie ein EU-Mitgliedsstaat gegen europäisches Recht verstoßen hat. Allerdings lehnte es der BFH ab, diese Grundsätze auch auf diesen Fall zu übertragen. Nun wurde gegen dieses Urteil Verfassungsbeschwerde eingelegt.

Hinweis:

Betroffene Unternehmer können nun wieder Hoffnung schöpfen, dass bereits bestandskräftige Umsatzsteuerbescheide doch noch geändert werden können. Soweit Aussetzung der Vollziehung angestrebt wird, kann diese im Hinblick auf die anhängige Verfassungsbeschwerde (Aktenzeichen: AR 1587/07) beantragt werden. Wir helfen Ihnen dabei gerne!

Quelle: BFH-Urteil vom 23. November 2006, V R 67/05, Verfassungsbeschwerde eingelegt (Az. des BVerfG: AR 1587/07), DStR 2007 S. 344

9. Neuregelung zum Arbeitszimmer ab 2007

Ab 2007 können die Kosten für ein häusliches Arbeitszimmer nur noch unter sehr restriktiven Voraussetzungen steuerlich geltend gemacht werden. Bisher konnten die Aufwendungen noch bis zu 1.250 € berücksichtigt werden, wenn kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung stand oder der Steuerpflichtige seinen Beruf überwiegend in seinem Arbeitszimmer ausübte. Ab 2007 ist Bedingung für den steuerlichen Abzug, dass das Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten beruflichen oder betrieblichen Tätigkeit bildet. Näheres dazu hat nun die Finanzverwaltung in einem Schreiben geregelt.

Insgesamt wird in drei Fallgruppen unterschieden, ob das Arbeitzimmer der Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und beruflichen Tätigkeit ist: 

· Am unkompliziertesten ist der Fall, wenn der Steuerpflichtige alle Tätigkeiten, die gleichzeitig den qualitativen Schwerpunkt seiner Gesamttätigkeit ausmachen, im häuslichen Arbeitszimmer ausübt. Somit befindet sich der Mittelpunkt der Gesamttätigkeit im häuslichen Arbeitszimmer und die Aufwendungen sind in voller Höhe abziehbar.

· In der zweiten – ebenfalls unproblematischen – Fallgruppe liegt der qualitative Schwerpunkt der Einzeltätigkeiten (jeweils) außerhalb des häuslichen Arbeitszimmers. Das Arbeitszimmer kann auch nicht durch die Summe der darin verrichteten Tätigkeiten zum Mittelpunkt der Gesamttätigkeit werden. Die Aufwendungen können nicht abgezogen werden.  

· Die dritte Fallgruppe macht in der Praxis sicher die meisten Schwierigkeiten. Hier bildet das häusliche Arbeitszimmer den Mittelpunkt einer oder einzelner Tätigkeiten, nicht jedoch im Hinblick auf die übrigen Tätigkeiten. In diesen Fällen muss anhand der konkreten Umstände des Einzelfalls entschieden werden, ob die Gesamttätigkeit gleichwohl einem qualitativen Schwerpunkt zugeordnet werden kann und ob dieser im häuslichen Arbeitszimmer liegt. Abzustellen ist dabei auf das Gesamtbild der Verhältnisse und auf die Verkehrsanschauung. 

Hinweis:

Die Finanzverwaltung geht regelmäßig davon aus, dass das Arbeitszimmer der dritten Fallgruppe nicht den Mittelpunkt der Gesamttätigkeit bildet. Der Steuerpflichtige muss hier den Gegenbeweis antreten und glaubhaft machen, dass die Gesamttätigkeit ihren qualitativen Schwerpunkt im Arbeitszimmer hat. Das kann u.U. sehr schwierig sein. Der Steuerpflichtige muss darlegen, welche berufsprägenden Merkmale die Tätigkeit aufweist und wo sie ausgeübt werden. Auch bei einer zeitlich (quantitativ) überwiegenden Betätigung im häuslichen Arbeitszimmer wird dieses nicht zum Mittelpunkt, wenn die Tätigkeiten, die die berufsprägenden Merkmale aufweisen, außerhalb des häuslichen Arbeitszimmers erbracht werden, wie z. B. bei Lehrern.

Ob Kosten für einen Telearbeitsplatz berücksichtigt werden können, hängt davon ab, ob der Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und beruflichen Betätigung im häuslichen Arbeitszimmer liegt. Hier musste sich der BFH mit einem Fall befassen, in dem ein Steuerpflichtiger seine Arbeitsleistung sowohl im häuslichen Arbeitzimmer als auch am Arbeitsplatz im Betrieb seines Arbeitgebers erbrachte. Ist die jeweilige Arbeitsleistung qualitativ gleichwertig, liegt der qualitative Tätigkeitsschwerpunkt im häuslichen Arbeitszimmer, wenn mehr als die Hälfte der Arbeitszeit von dort aus gearbeitet wird. So lautete die Entscheidung des BFH, die die Finanzverwaltung auch anwendet.

Als Werbungskosten oder Betriebsausgaben können u.a. die Aufwendungen für Miete, Gebäudeabschreibung, Betriebskosten und Renovierungskosten abgezogen werden. Auch die Ausstattung des Arbeitszimmers, wie z.B. Teppiche, Tapete, Vorhänge, gehört dazu. Nicht unter das Abzugsverbot fallen die Kosten für Arbeitsmittel, wie z. B. Schreibtisch, Regale und Bürostuhl, die auch dann abziehbar sind, wenn die Kosten für das Arbeitszimmer nicht abgesetzt werden können.

Vom häuslichen Arbeitzimmer ist das außerhäusliche Arbeitszimmer zu unterscheiden, denn die Aufwendungen dafür können in jedem Fall steuerlich geltend gemacht werden. Das außerhäusliche Arbeitszimmer ist nicht in die häusliche Sphäre des Steuerpflichtigen eingebunden, gehört also nicht zu der privaten Wohnung oder zum Wohnhaus des Steuerpflichtigen. Ein zusätzlich angemieteter Keller oder Raum im Dach des Wohnhauses kann ein außerhäusliches Arbeitszimmer sein. Wird dagegen eine unmittelbar gegenüberliegende Zweitwohnung in einem Mehrfamilienhaus gemietet, liegt ein häusliches Arbeitszimmer vor. 

Eine mögliche Gestaltung, um die Abzugsbeschränkungen für ein häusliches Arbeitszimmer zu umgehen, ist die Vermietung des Büroraums durch den Arbeitnehmer an seinen Arbeitgeber. Die Zahlungen müssen beim Arbeitnehmer zu Einkünften aus Vermietung und Verpachtung führen, damit die Aufwendungen für das Arbeitszimmer nicht unter die Abzugsbeschränkung fallen. Voraussetzung dafür ist, dass der Arbeitgeber ein vorrangiges betriebliches Interesse an der Nutzung des Raumes hat. Das kann anzunehmen sein, wenn u. a. für den Arbeitnehmer im Unternehmen keine geeigneten Arbeitsräume vorhanden sind und Versuche des Arbeitgebers, entsprechende Räume von fremden Dritten anzumieten, erfolglos geblieben sind; ebenso wenn der Arbeitgeber in anderen Fällen, in denen der Arbeitnehmer über keine für ein Arbeitszimmer geeignete Wohnung verfügt, ein Arbeitszimmer für diesen Arbeitnehmer von fremden Dritten angemietet hat oder eine eindeutige, schriftliche Vereinbarung über die Nutzungsbedingungen für den überlassenen Raum abgeschlossen wurde. 

Hinweis:

Für viele Steuerpflichtige bedeutet die gesetzliche Neuregelung ab 2007, dass die Kosten für das Arbeitszimmer nicht mehr abgezogen werden können. Besonders Lehrkräfte und vergleichbare Berufsgruppen sind von der Streichung betroffen. 

Lassen Sie sich sicherheitshalber von uns beraten, wenn Sie sich über die Abzugsfähigkeit der Aufwendungen nicht im Klaren sind. Das ist besonders dann empfehlenswert, wenn mehrere Tätigkeiten vom Arbeitszimmer aus ausgeübt werden. 

Quelle: BMF-Schreiben vom 3. April 2007, IV B 2 S 2145/07/0002, DStR 2007 S. 716, BMF-Schreiben vom 13. Dezember 2005, IV C 3 S 2253 112/05, BStBl. 2006 I S. 4

10. Pendlerpauschale – Keine Aussetzung der Vollziehung

Ob die seit dem 1.1.2007 gültige Entfernungspauschale verfassungswidrig ist, darüber sind sich die Finanzgerichte uneinig. Das Niedersächsische Finanzgericht sowie das Finanzgericht des Saarlandes sehen in der Streichung bis zum 20. Entfernungskilometer einen Verstoß gegen das Prinzip der Leistungsfähigkeit und haben daher die gesetzliche Neuregelung dem Bundesverfassungsgericht zur Prüfung vorgelegt. Anders dagegen das Finanzgericht Baden-Württemberg sowie das Kölner Finanzgericht: beide beurteilen die Regelung als verfassungskonform. 

Das Niedersächsische Finanzgericht geht sogar soweit, dass es ein Finanzamt dazu verurteilt hat, einem Steuerpflichtigen den Freibetrag auf der Lohnsteuerkarte in ursprünglicher Höhe - also unter Berücksichtigung der Pendlerpauschale ab dem ersten Entfernungskilometer - einzutragen. 

Nun hat sich das Bundesfinanzministerium dazu geäußert. Nach dessen Ansicht bestehen - wie nicht anders zu erwarten - keine ernsthaften Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der neuen Pendlerpauschale. Das Finanzministerium verfügt nun, dass Steuerpflichtige keine Aussetzung der Vollziehung erhalten, etwa weil ihnen die Finanzämter einen Freibetrag auf der Lohnsteuerkarte in bisheriger Höhe nicht gewähren oder weil sie deswegen eine Herabsetzung der Einkommensteuer-Vorauszahlung nicht bekommen.

Quelle: BMF-Schreiben vom 4. Mai 2007, IV A 7 S 0623/07/0002, LEXinform Nr. 5230679

11. Keine Verzinsung von nachgezahltem Kindergeld

Der BFH hat jüngst entschieden, dass Kindergeldnachzahlungen nicht zu verzinsen sind. Das Kind einer Steuerpflichtigen war ab Juni 1996 für ein Jahr als Au-pair-Mädchen in den USA tätig, besuchte dort an öffentlichen Schulen einen Kurs mit 22 Wochenstunden, um ihre Englischkenntnisse zu vervollständigen. Die Familienkasse hob im Juni 1996 die Kindergeldfestsetzung auf, weil das Au-pair-Verhältnis nicht als Berufsausbildung anzuerkennen sei. Später bat die Steuerpflichtige um Überprüfung der Anspruchsberechtigung für dieses Jahr. Da Gerichtsverfahren anhängig waren, wurde Ruhen des Verfahrens vereinbart. Im Herbst 2001 wurde dann Kindergeld nachgezahlt. Die Steuerpflichtige forderte Nachzahlungszinsen. 

Dem widersprach jedoch der BFH. Weder die Abgabenordnung noch andere Vorschriften sähen eine Verzinsung des Nachzahlungsanspruchs vor. Die Versagung der Verzinsung verstoße auch nicht gegen den verfassungsrechtlichen Gleichheitssatz, auch wenn eine Änderung des Einkommensteuerbescheides durch Gewährung des einkommensteuerlichen Kinderfreibetrages Zinsen hätte entstehen lassen. 

Hinweis:

Der BFH führte auch aus, dass der Verzicht auf die Verzinsung des Kindergeldes in der Regel positiv für die Berechtigten sei, denn in der Mehrzahl der Fälle käme es zu einer Rückforderung, seltener, wie hier, zu einer Erstattung.

Quelle: BFH-Urteil vom 20. April 2006, III R 64/04, BStBl. 2007 II S. 240

Ende der Ausbildung beim Kindergeld

Kindergeld wird auch für volljährige Kinder gezahlt, wenn das Kind sich z.B. noch in einer Ausbildung befindet. Dabei darf es aber noch nicht das 27. Lebensjahr (ab 2007 das 25. Lebensjahr) vollendet haben und nicht über mehr als 7.680 € Einkünfte und Bezüge im Jahr verfügen. 

In diesem Zusammenhang musste sich das FG Rheinland-Pfalz mit der Frage beschäftigen, zu welchem Zeitpunkt ein Studium als abgebrochen angesehen werden kann.
Im Streitfall hatte der Sohn einer Steuerpflichtigen sein Universitätsstudium abgebrochen. Sie hatte der Familienkasse mitgeteilt, dass der Sohn ab 1.4.2005 ein sozialversicherungspflichtiges Arbeitsverhältnis aufgenommen habe, bis 31.3. habe er noch studiert. Die Familienkasse gewährte bereits für den Monat März kein Kindergeld mehr. Das begründete sie damit, dass der Antrag auf Exmatrikulation schon am 14.2.2005 gestellt worden sei. Die Steuerpflichtige klagte gegen die Entscheidung der Familienkasse, denn der Sohn habe das Semester zu Ende gebracht und noch im März an Vorlesungen und sonstigen Universitätsveranstaltungen teilgenommen.

Das FG Rheinland-Pfalz gab der Steuerpflichtigen Recht. Es führte aus, die Absicht, zum Ende des Semesters das Studium zu beenden und dies im Laufe des Studiums gegenüber der Universität kundzutun, stelle keine sofortige tatsächliche Abbruchentscheidung dar. Demgegenüber beschränke sich die Familienkasse auf die Vermutung, dass mit dem Antrag auf Exmatrikulation ein Abschluss der Hochschulausbildung nicht mehr angestrebt werde. Dies seien jedoch lediglich subjektive Merkmale. Solange ein Ausbildungsabschnitt tatsächlich absolviert werde, seien subjektive Absichten zum zukünftigen Berufsweg unmaßgeblich und außerdem bei den unterschiedlichsten Motivationslagen der Studierenden nicht überprüfbar. Die Meinung der Familienkasse entspreche auch nicht der klarstellenden Bescheinigung der Universität, nach der der Sohn am 14.2. die Exmatrikulation zum 31.3.2005 beantragt habe. Außerdem ergebe sich aus der Einschreibeordnung der Universität, dass regelmäßig, wenn nichts anderes beantragt worden sei, die Exmatrikulation immer mit Wirkung zum Ablauf des Semesters erfolge. Dass nichts anderes beantragt worden sei, habe die Universität bescheinigt. Danach war das Kindergeld noch für den Monat März 2005 zu gewähren.

Quelle: FG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 8. Februar 2007, 2 K 2214/05, LEXinform Nr. 5004259

12. Verfassungsmäßigkeit des Behinderten-Pauschbetrages

Der Bundesfinanzhof hat im Jahr 2003 entschieden, dass der Gesetzgeber nicht gezwungen ist, Pauschbeträge regelmäßig an die gestiegenen Lebenshaltungskosten anzupassen. Daher liege kein verfassungsrechtliches Problem darin, dass der Behindertenpauschbetrag über mehr als zwei Jahrzehnte hinweg nicht angepasst worden sei. Ein Steuerpflichtiger hatte hiergegen Verfassungsbeschwerde beim Bundesverfassungsgericht eingelegt. Die Finanzverwaltung hat daraufhin die Steuerbescheide zuletzt vorläufig erlassen. 

Mittlerweile hat das Bundesverfassungsgericht beschlossen, die Verfassungsbeschwerde nicht zur Entscheidung anzunehmen. Damit dürfte sich der Vorläufigkeitsvermerk erledigt haben. Gegen die Höhe des Behindertenpauschbetrages können jetzt nur noch diejenigen Steuerpflichtigen vorgehen, die selbst Einspruch eingelegt haben oder einlegen. Da die Finanzverwaltung diese Einsprüche voraussichtlich zurückweisen wird - möglicherweise auch über den Weg der Allgemeinverfügung - müsste der Klageweg beschritten werden. 

Hinweis:

U.E. ist aber kaum mit anderen Entscheidungen der Finanzgerichte zu rechnen.

Quelle: BVerfG-Beschluss vom 17. Januar 2007, 2 BvR 1059/03, n.v.











































































































